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Liste der Seminarthemen  
des Seminars zum Öffentlichen Recht und zum Recht der Digitalisierung 

Meinungsfreiheit und Schutz der verfassungsmäßigen Ordnung 
Geschichte – Vergleich – Herausforderungen 

In Sion im WiSe 2026/27 – Freiburg/Marburg 
 

I. Grundlagen 

1. Die geschichtliche Fortentwicklung des Begriffs des „Ausgehens auf die Beeinträchtigung oder Beseitigung 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung“ (Art. 21 Abs. 2 GG) in der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts 

2. Keine Freiheit den Feinden der Freiheit? Konsequenzen und Spannungen in der Garantie der 

Meinungsfreiheit als Grundlage der politischen Ordnung 

3. Die Idee der wehrhaften Demokratie bei Kelsen, C. Schmitt und Loewenstein  

4. Die geschichtliche Entwicklung des Vereinsverbots von 1848 bis zum Erlass des Grundgesetzes 

5. Vereinigungsverbote im Rechtsvergleich Deutschland/Frankreich – Praxis ab 1945 und aktuelle Rechtslage 

 
II. Dogmatik 

6. Die Berücksichtigung erlaubter Meinungsäußerungen im Vereins- und Parteiverbotsverfahren 

7. Meinungsfreiheit und politisches Strafrecht: Grenzziehungen und gesetzliche Ausgestaltung 

8. a. Meinungsfreiheit und Verfassungstreue von Beamt*innen – Zum Spannungsfeld zwischen freier 

Äußerung, Mäßigungsgebot und Treuepflicht 

b. Meinungsfreiheit und Verfassungstreue von Angestellten im öffentlichen Dienst – Zum Spannungsfeld 

zwischen freier Äußerung und arbeitsvertraglicher Treuepflicht 

9. Grenzen vereinsrechtlicher Eingriffsbefugnisse im Lichte des Äußerungs- und Medienrechts (Verbote von 

Vernetzungsplattformen) am Beispiel linksunten.indymedia und COMPACT 
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10. Straf- und vereinsrechtliche Verbote von Symbolen, Slogans und Wahlsprüchen als Vereinskennzeichen 

(Swastika, „Alles für Deutschland“ „From the river to the sea…“; usw.) als Ausdruck demokratischer 

Wehrhaftigkeit oder äußerungsverfassungsrechtliches Problem? 

 
III. Internationale und supranationale Kontexte 

11. Das Parteiverbot vor dem EGMR – Voraussetzungen und Anwendungsfälle 

12. Der zwingende Verlust des Mandats als Folge des Parteiverbots auf dem Prüfstand vor dem EGMR 

13. Der EU Digital Services Act (DSA) als Instrument demokratischer Wehrhaftigkeit? – Die Berücksichtigung von 

Gefährdungen politischer Öffentlichkeit als systemische Risiken nach dem DSA 

14. Die Aufsichtspraxis der EU-Kommission gegenüber digitalen Diensten mit Blick auf verbotene Kennzeichen, 

Gewaltaufrufe und die Billigung von Straftaten (insbesondere im Nachgang des Hamas-Angriffs auf Israel 

vom 7. Oktober 2024) 

15. Individualsanktionen gegen Personen oder (digitale) Medien wegen Äußerungen und politischer Betätigung 

nach dem Unionsrecht (insbesondere der Fall Jacques Baud) 


